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Die Eidgenössische Kommission für Kinder- und Jugendfragen ist eine ausserparlamentarische 
Kommission im Sinne von Artikel 57a Absatz 1 des Regierungs- und Verwaltungsorganisations-
gesetzes RVOG. Ihr im Artikel 22 des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes KJFG vom 30. 
September 2011 festgelegter gesetzlicher Auftrag umfasst unter anderem folgende Aufgaben:  

• Sie berät den Bundesrat in kinder- und jugendpolitischen Belangen. 
• Sie beobachtet die Situation der jungen Generation in der Schweiz, zeigt Entwicklungen auf 

und schlägt bei Bedarf Massnahmen vor. 
• Sie begutachtet kinder- und jugendpolitisch wichtige Bundesgesetze und Verordnungen vor 

ihrem Erlass auf ihre Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche. 
• Sie sensibilisiert die Öffentlichkeit für die Anliegen und Bedürfnisse von Kindern und 

Jugendlichen. 
 
Mit dem vorliegenden Schreiben nimmt die Eidgenössische Kommission für Kinder- und Jugendfragen 
Stellung zur Vernehmlassung über die Neuordnung der ausserparlamentarischen Kommissionen im 
Rahmen der Überprüfung 2025.  
 
Einleitend geht die EKKJ auf Ziel und Zweck der ausserparlamentarischen Kommissionen ein. 
Anschliessend nimmt sie Stellung und gibt konkrete Rückmeldungen zu den für die EKKJ relevanten 
Gesetzesänderungen (Art. 57gbis RVOG). 
 
Ziel und Zweck der ausserparlamentarischen Kommissionen 

Die ausserparlamentarischen Kommissionen gehören organisationsrechtlich zur dezentralen 
Bundesverwaltung. Diese Zuordnung bedeutet, dass die Kommissionen über keine eigene 
Rechtspersönlichkeit verfügen, ihre Aufgaben grundsätzlich weisungsunabhängig wahrnehmen und 
einem Departement oder der Bundeskanzlei administrativ zugeordnet, jedoch nicht hierarchisch 
unterstellt sind. 
 
Die ausserparlamentarischen Kommissionen erfüllen im Wesentlichen zwei Funktionen1. Zum einen 
ergänzen sie als Milizorgane die Bundesverwaltung in bestimmten Bereichen, in denen die Verwaltung 
nicht über das nötige Wissen verfügt2. Damit kann die Verwaltung kostengünstig auf Fachwissen 
zurückgreifen, das sie sich sonst durch den Ausbau der Verwaltung oder durch Mandatsvergabe an 
Expertinnen und Experten aneignen müsste. So kann das Wissen von Fachpersonen in den Dienst der 
Gesellschaft gestellt werden. Zum andern sind die APKs ein Instrument, mit dem die Gesellschaft 
inhaltliche Beiträge einbringen kann und so zur Arbeit der Bundesverwaltung beiträgt. Die 
Kommissionen haben von daher in unserem auf Ausgleich und Konsens angelegten politischen 
System eine lange Tradition. Die Eidgenössische Kommission für Kinder- und Jugendfragen setzt sich 
zudem für die Interessen einer Bevölkerungsgruppe ein, die aufgrund ihres Alters ihre politischen 
Rechte noch nicht vollumfänglich wahrnehmen kann. 

 
1 Vgl. https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/ausserparlamentarische-kommissionen.html  
2 Vgl. Art. 57b RVOG 

https://www.isdh.ch/de/infoportal/menschenrechte-im-ueberblick/politische-rechte
https://www.isdh.ch/de/infoportal/menschenrechte-im-ueberblick/politische-rechte
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/ausserparlamentarische-kommissionen.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1997/2022_2022_2022/de#art_57_b
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Ein wesentliches Merkmal ausserparlamentarischer Kommissionen ist ihre fachliche Unabhängigkeit. 
Diese wird aus organisationsrechtlicher Sicht gewährt sowie aus den Vorgaben an die personelle 
Besetzung. Die Kommissionszusammensetzung soll ausgewogen und die verschiedenen Interessen 
vertreten sein. Dies verlangt eine Offenlegung der Interessenbindung durch die Mitglieder. Ansonsten 
können sie nicht gewählt werden. Diese ausgewogene sachliche Zusammensetzung erlaubt ihnen, 
unterschiedliche Perspektiven einzubringen, auch wenn diese von Positionen der Verwaltung oder 
einzelner Departemente abweichen. Solche vielfältigen Einschätzungen sind Ausdruck eines 
pluralistischen Systems und tragen zu einer transparenten und fundierten politischen Diskussion bei.  

Darüber hinaus leisten APK einen wichtigen Beitrag zur Information der Bundesbehörden und der 
Öffentlichkeit über fachliche Entwicklungen und über Fragen von gesellschaftlicher oder politischer 
Relevanz in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich. Viele Kommissionen verfügen über ein explizites 
Mandat zur Information der Öffentlichkeit. Unter denen in Artikel 22 KJFG aufgeführten Aufgaben der 
EKKJ fungiert auch die Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Anliegen und Bedürfnisse von Kindern 
und Jugendlichen. Diese Informationstätigkeit stärkt das Verständnis komplexer Sachverhalte und 
fördert eine faktenbasierte öffentliche Debatte.  

Vor diesem Hintergrund kommt den ausserparlamentarischen Kommissionen eine wichtige Rolle im 
institutionellen Gefüge des Bundes zu. Regelungen, die ihre Arbeitsweise oder ihre 
Kommunikationsmöglichkeiten berühren, wie dies mit der vorliegenden Vorlage der Fall ist, sollten 
deshalb sorgfältig auf ihre Wirksamkeit geprüft werden, insbesondere dahingehend, ob sie die 
Funktionsfähigkeit und die institutionelle Rolle dieser Gremien beeinträchtigen könnten. 

Detaillierte Stellungnahme zu Art. 57gbis E-RVOG 

Der neue Artikel verbietet es den Sekretariaten und den Mitgliedern ausserparlamentarischer 
Kommissionen (APK), das Parlament und seine Mitglieder direkt zu kontaktieren. APK sollen sich 
künftig nur noch an das Parlament wenden können, wenn sie den Weg über das Departement wählen, 
dem sie angehören. Das Departement kann diese Zuständigkeit an seine Ämter delegieren. 

Der vorgeschlagene neue Art. 57gbis RVOG wirft aus Sicht der EKKJ mehrere grundsätzliche Fragen 
auf und scheint in dieser Form mehr Probleme zu verursachen als zu lösen. 
 
Bedarf und Begründung für die geplante Änderung 

Die neu vorgeschlagene Art. 57gbis RVOG wird im erläuternden Bericht unter anderem mit der 
Befürchtung begründet, ausserparlamentarische Kommissionen könnten gegenüber Mitgliedern der 
Bundesversammlung «Lobbying» betreiben. Der Bericht verortet Handlungsbedarf «bei der 
Abgrenzung von Kommunikations- und Lobbyingtätigkeit der Kommissionen gegenüber dem 
Parlament». Diese Argumentation stützt sich auf vereinzelt geäusserte Bemerkungen von 
Parlamentarierinnen und Parlamentariern im Rahmen der Beratungen zur schliesslich abgelehnten 
Motion 25.3018, wonach Kommissionen zu viele Informationen an Parlamentsmitglieder richten 
würden oder dabei Lobbying betreiben könnten. Die im erläuternden Bericht genannten Grundlagen, 
insbesondere die Empfehlungen der GPK-S, sehen hingegen keine Notwendigkeit für eine Regelung 
der Kommunikation vor. 

Bereits heute sieht die Verordnung zum RVOG mit Art. 8iter RVOV vor, dass APK bei der Information 
der Öffentlichkeit zu politischen Fragen auf «die gebotene Zurückhaltung» achten. Entsprechende 
Regelungen zur Kommunikation finden sich in den Einsetzungsverfügungen und 
Geschäftsreglementen vieler APK, so auch in derjenigen der EKKJ, was die Rechtssicherheit 
gewährleistet.  

Aus Sicht der EKKJ sind deshalb die bestehenden gesetzlichen Grundlagen ausreichend. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253018
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/170/de#art_8_i_ter
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Persönliche Grundrechte der Kommissionsmitglieder 

Das Verbot, das Parlament oder seine Mitglieder zu kontaktieren, soll namentlich für die Sekretariate 
und für die Mitglieder von ausserparlamentarischen Kommissionen gelten.  

Jede Person in der Schweiz hat das verfassungsmässige Recht, sich an Behörden zu wenden 
(Petitionsrecht, Artikel 33 Bundesverfassung). Das vorgeschlagene Verbot spricht Personen, die 
Mitglied in einer APK sind, dieses Recht ab. Kommissionsmitglieder sind keine Angestellten der 
Bundesverwaltung, es handelt sich um ein politisches Mandat. Aus Sicht der EKKJ ist das ein 
unzulässiger und unverhältnismässiger Eingriff in die persönlichen Rechte der Kommissionsmitglieder.  

Unabhängigkeit von ausserparlamentarischen Kommissionen  

Ausserparlamentarische Kommissionen sind in der Regel Fachgremien, die ihren Beratungsauftrag 
unabhängig von der Verwaltung wahrnehmen. Die vorgeschlagene Regelung berührt die 
Unabhängigkeit der ausserparlamentarischen Kommissionen, indem die APK zukünftig für das 
Übermitteln von Stellungnahmen die Zustimmung des jeweiligen Departements einholen müssen. 

Die Mitglieder der Kommissionen bringen ihr Wissen, ihre Erfahrungen und Expertise aus 
verschiedenen Fachbereichen in die Kommission ein. Als Teil der dezentralen Verwaltung sind diese 
nicht einem Departement oder der Bundeskanzlei unterstellt, sondern nur administrativ zugeordnet. 
Dies bedeutet, dass die Aufgaben weisungsungebunden wahrgenommen werden können und auch 
keine fachlichen Vorgaben erteilt werden. 

Darunter stellt auch die unabhängige Kommunikation eine zentrale Voraussetzung für die Erfüllung der 
ihnen übertragenen Aufgaben dar. Die APKs sollen fachliche Einschätzungen und Empfehlungen 
erarbeiten und kommunizieren können, ohne dass ihre Kommunikation gegenüber der Öffentlichkeit 
oder dem Parlament von vorgängigen administrativen Zustimmungen abhängig gemacht wird. In 
diesem Sinne würde diese Unabhängigkeit und Autonomie durch den vorgesehenen Artikel 
beschnitten.  

Abgrenzung von Kommunikations- und Lobbyingtätigkeit der Kommissionen 

Im erläuternden Bericht stellt der Bundesrat Handlungsbedarf bezüglich einer Abgrenzung von 
Kommunikation und Lobbying fest. Er liefert jedoch keine Definition der beiden Begriffe, sondern setzt 
Information und Kommunikation mit Lobbying gleich. Aus Sicht der EKKJ ist die Verwendung des 
Begriffs «Lobbying» in diesem Zusammenhang unklar und sachlich nichtzutreffend. Wenn 
ausserparlamentarische Kommissionen fundierte Studien, Fachberichte, Stellungnahmen oder 
fachliche Erkenntnisse aus dem Rahmen ihrer Tätigkeit auch den Mitgliedern der Bundesversammlung 
zur Kenntnis bringen, so handelt es sich dabei in erster Linie um die Weitergabe von fachlicher 
Information und Expertise. Die allgemeine Klassifikation einer solchen Informationstätigkeit als 
Lobbying impliziert eine Vermischung von Interessenvertretung und fachlicher Expertise. APK vertreten 
keine Partikularinteressen, wie dies z.B. gewisse Verbände oder Dachorganisationen tun, sondern 
setzen sich für allgemeine Fragen- und Themenbereiche ein, die im Falle der EKKJ. Kinder und 
Jugendliche betreffen. Um eine Tätigkeit als Lobbying einzustufen, müsste der Begriff «Lobbying» 
zudem explizit rechtlich definiert werden.  

Sollte – ungeachtet dessen – tatsächlich ein grundlegendes Problem mit Lobbying im 
parlamentarischen Prozess gesehen werden, müsste dieses Thema konsequenterweise umfassend 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_33
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und systematisch angegangen werden.3 Eine punktuelle Einschränkung der Kommunikations-
möglichkeiten ausserparlamentarischer Kommissionen wäre dafür jedoch weder geeignet noch 
sachgerecht. Eine solche Regelung würde ein vermeintliches strukturelles Problem selektiv auf die 
ausserparlamentarischen Kommissionen projizieren, deren Tätigkeit gerade auf fachlicher Beratung 
und transparenter Information beruht.  

Schwächung demokratischer Institutionen 

APK sind ein wichtiges Element der partizipativen und wissensbasierten Politikgestaltung in der 
Schweiz. Sie ermöglichen es, Expertise und gesellschaftliche Perspektiven strukturiert in staatliche 
Prozesse einzubringen. Einschränkungen ihrer Kommunikationsmöglichkeiten können dazu führen, 
dass ihre Rolle im öffentlichen Diskurs geschwächt wird. Damit besteht das Risiko, dass ein etabliertes 
Instrument der demokratischen Institutionen indirekt geschwächt wird. 

Ungleichheit in der Umsetzung  

Die vorgeschlagene Regelung lässt unterschiedliche Umsetzungspraktiken zwischen den 
Departementen zu. Wenn Departemente generelle Zustimmungen zur Kommunikation erteilen können 
– oder darauf verzichten –, kann dies zu einer uneinheitlichen Handhabung führen. Je nach 
Departement könnten ausserparlamentarische Kommissionen unterschiedlich weitreichende 
Möglichkeiten haben, ihre Arbeit und fachlichen Erkenntnisse gegenüber dem Parlament darzustellen. 
Eine solche Ungleichbehandlung erscheint aus Sicht der institutionellen Kohärenz problematisch.  

Erhöhter administrativer Aufwand 

Zusätzliche Zustimmungs- oder Koordinationsverfahren würden voraussichtlich den administrativen 
Aufwand erhöhen – sowohl für die Kommissionen selbst als auch für die zuständigen Stellen innerhalb 
der Verwaltung. Dies könnte die Effizienz der Kommissionsarbeit beeinträchtigen, ohne dass ein klarer 
Mehrwert für die Koordination oder Steuerung der Kommunikation ersichtlich ist. 

Unklare und wenig ausgereifte Regelung 

Darüber hinaus wirft der vorgeschlagene Artikel mehrere praktische und rechtliche Fragen auf, die im 
Entwurf offen bleiben, was der für die Gewaltenteilung unverzichtbaren Rechtssicherheit zuwiderläuft.  

Insbesondere bleiben unter anderem folgende Punkte unklar: 

• Unklarer Kommunikationsbegriff: Der Begriff der Kommunikation wird im Entwurf nicht 
näher präzisiert. Es bleibt offen, welche Formen der Kommunikation darunterfallen. Unklar ist 
beispielsweise, ob bereits organisatorische Tätigkeiten wie Einladungen zu Veranstaltungen, 
Hinweise auf Publikationen oder fachliche Informationsveranstaltungen als Kommunikation im 
Sinne dieser Bestimmung gelten würden. 

• Verhältnis zu Einsetzungsverfügungen: Gemäss Art. 57gbis Abs. 2 sollen gesetzliche 
Ausnahmen vorgesehen werden können. Es bleibt unklar, ob die Einsetzungsverfügungen als 
gesetzliche Grundlagen im Sinne dieses Artikels zu verstehen sind und in welchem Umfang 
solche Ausnahmen möglich sind. Ohne klare Leitlinien besteht die Gefahr einer uneinheitlichen 
Praxis zwischen verschiedenen Kommissionen und Departementen.  

 
3 Das Parlament hat sich verschiedentlich gegen eine strengere Regulierung des Lobbyings von Interessensorganisationen ausgesprochen. So 
das letzte Mal im Jahr 2020, als eine parlamentarische Initiative (15.438 Berberat) eine transparente und zurückhaltendere Regulierung forderte für 
den exklusiven Zugang von Vertreterinnen und Vertretern von Interessensorganisationen zum Bundeshaus. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=50813
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• Folgen einer Nichtbeachtung: Der Entwurf äussert sich nicht dazu, welche Konsequenzen 
eintreten würden, wenn eine ausserparlamentarische Kommission die vorgesehenen 
Vorgaben nicht einhält. Es bleibt offen, ob und in welcher Form Sanktionen vorgesehen wären 
oder ob es sich lediglich um eine organisatorische Empfehlung handelt. 

Fazit 

Die EKKJ hält den vorgeschlagenen Art. 57gbis RVOV weder für notwendig noch für zielführend. Er 
wirft viele Fragen und praktische Probleme in der Umsetzung auf. Es handelt sich zudem aus ihrer 
Sicht um einen unverhältnismässigen Eingriff in die Informationsfreiheit der Kommissionen und in die 
Rechte ihrer Mitglieder. Deshalb fordert sie, den vorgeschlagenen Artikel ersatzlos zu streichen.  

Wir danken für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Rückfragen gerne zur 
Verfügung.  

Eidgenössische Kommission für Kinder- und Jugendfragen EKKJ 


